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Gemeinde Hohe Börde�
Satzung 

der Gemeinde Hohe Börde über die Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen  
bei Wahlen und Entscheiden

Auf Grund der §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBL. LSA 2014, S. 288) hat der Gemein-
derat der Gemeinde Hohe Börde in seiner Sitzung am 19.03.2019 folgende Satzung 
beschlossen:

§ 1 
Geltungsbereich

Im Rahmen der Vorbereitung und Durchführung von Kommunal- und Parlaments-
wahlen bzw. Volks- und Bürgerentscheiden werden in der Gemeinde Hohe Börde auf 
der Grundlage der jeweils gültigen Wahlgesetze und Verordnungen

-	 Europawahlgesetz (EuWG),
-	 Bundeswahlgesetz (BWG),
-	 Landeswahlgesetz LSA,
-	 Kommunalwahlgesetz (KWG),
-	� Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid 

(Volksabstimmungsgesetz – VAbstG)
Wahlausschüsse sowie Wahl- bzw. Abstimmungsvorstände gebildet. Diese Wahl- bzw. 
Abstimmungsorgane sind durch ehrenamtlich tätige Personen besetzt. Für ihre ehren-
amtliche Tätigkeit ist diesen Personen eine Entschädigung (Erfrischungsgeld) zu zah-
len. Mit der Entschädigung  sind auch entstehende Kosten für die Hin- und Rückfahrt 
zum Einsatzort abgegolten.
Eine Entschädigung nach dieser Satzung erhalten Personen, die bei folgenden Wahlen 
und Entscheiden in der Gemeinde Hohe Börde als Wahlhelfer tätig werden:

-	 Europawahlen
-	 Bundestagswahlen
-	 Landtagswahlen
-	 Kommunalwahlen
-	 Volksentscheide
-	 Bürgerentscheide

§ 2 
Entschädigung

(1)	� Die Mitglieder des Gemeindewahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den 
einberufenen Sitzungen pro Sitzung 40,00 €, soweit sie nicht hauptamtliche Mitar-
beiter der Gemeinde Hohe Börde sind.

	� Nimmt anstelle des Mitglieds des jeweiligen Ausschusses vertretungsweise die be-
rufene Stellvertreterin/der berufene Stellvertreter an der Sitzung teil, so gelten die 
obigen Entschädigungen für diese Personen.

(2)	� Für Wahl- bzw. Abstimmungsvorstände wird als Pauschale pro Wahltag/Abstim-
mungstag ein Betrag in Höhe von 80,00 € gewährt, soweit sie nicht hauptamtliche 
Mitarbeiter der Gemeinde Hohe Börde sind. 

	 �Wurden die Mitarbeiter der Gemeinde Hohe Börde zur Teilnahme verpflichtet, so 
handelt es sich bei den geleisteten Stunden um angeordnete Überstunden und sie er-
halten in Abstimmung mit dem Personalrat pauschal für den Wahltag 8 angeordnete 
Überstunden gut geschrieben. Um den Verwaltungsaufwand zu minimieren wurde 
der pauschale Wert unabhängig von der Wahlart vereinbart. Haben sich Mitarbeiter 
freiwillig als Ehrenamtliche zur Verfügung gestellt, können sie alternativ die Zah-
lung der Entschädigung wählen. 

§ 3 
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Gemeinde 
Hohe Börde in Kraft.

Irxleben, den 21.03.2019

Trittel
Bürgermeisterin			 

Gemeinde Hohe Börde�
Satzung 

über die Straßenreinigung und den Winterdienst in der Gemeinde Hohe Börde
Auf Grund der §§ 8, 11 und 45 Abs. 2 Ziff. 1 der Kommunalverfassung für das Land 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA 2014 S. 288), in der der-
zeit geltenden Fassung, und § 50 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 5 des Straßengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 06. Juli 1993 (GVBl. LSA S. 334), in der derzeit gel-
tenden Fassung und des § 5 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
(KAG-LSA) vom 10.06.1991 (GVBl. LSA S. 598) in der jeweils geltenden Fassung hat 
der Gemeinderat der Gemeinde Hohe Börde in seiner Sitzung am 19.03.2019 folgende 
Satzung beschlossen:

§ 1
Aufgabe

Die Gemeinde Hohe Börde betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr dienen-
den Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Orts-
lage als öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach den §§ 3, 4 und 5 den 
Grundstückseigentümern übertragen wird. Die Gemeinde kann sich zur Durchführung, 
der von ihr auszuführenden Reinigung ganz oder teilweise der Hilfe Dritter bedienen.

§ 2
Gegenstand der Reinigungspflicht

Zu reinigen sind alle öffentlichen Straßen (§ 3 StrG LSA) innerhalb der geschlossenen 
Ortslagen,
Die Reinigungspflicht erstreckt sich auf:
a)	 die Gehwege,
b)	 die Grünflächen,
c)	 die Haltestellenbuchten und die Parkbuchten,
d)	 die Radwege,
e)	 die Straßenrinnen,
f)	 die Fahrbahnen,
g)	 die Überwege und
h)	 die Einflussöffnungen der Straßenkanäle.
Gehwege im Sinne dieser Satzung sind die für den Fußgängerverkehr ausdrücklich 
bestimmten und äußerlich von der Fahrbahn abgegrenzten Teile der Straßen, ohne 
Rücksicht auf ihren Ausbauzustand und auf die Breite der Straße (z.B. Bürgersteige, 
unbefestigte Gehwege, Seitenstreifen). Soweit räumlich von einer Fahrbahn getrennte 
selbständige Gehwege nicht vorhanden sind, gilt als Gehweg ein Streifen von 1,5 m 
Breite entlang der Grundstücksgrenze. 
Überwege sind die als solche besonders gekennzeichneten Überwege für den Fußgän-
gerverkehr sowie die Überwege an Straßenkreuzungen und Einmündungen in Verlän-
gerung der Gehwege.
Grünstreifen sind mit Bäumen, Bodendecker, Büsche, Gras und ähnlichen durch geord-
nete Bepflanzung bewachsene Flächen. An Straßen mit starkem Straßenbaumbestand, 
die durch die Gemeinde gereinigt werden, wird das Laub, welches die Anwohner nur 
auf dem Gehweg zusammenfegen, durch die Gemeinde entsorgt. Über Einzelheiten 
wird in ortsüblicher Weise informiert.

§ 3
volle Übertragung der Reinigungspflicht - Straßenverzeichnis I

(1)	 �Die Verpflichtung zur Reinigung der öffentlichen Straßen nach § 47 Abs. 1 bis 2 
StrG-LSA wird für die im Straßenverzeichnis I genannten öffentlichen Straßen 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auf die Eigentümer der durch diese 
öffentlichen Straßen erschlossenen, bebauten und unbebauten Grundstücke über-
tragen.

(2)	 Es erfolgt die Übertragung der Reinigungspflicht gemäß § 2 Abs. a bis g.
(3)	 �Soweit die Gemeinde nach Abs. 2 verpflichtet bleibt, übt sie die Reinigungspflicht 

als öffentlich-rechtliche Aufgabe aus.
§ 4

teilweise Übertragung der Reinigungspflicht - Straßenverzeichnis II
(1)	 �Die Verpflichtung zur Reinigung der öffentlichen Straßen nach § 47 Abs. 1 bis 3 

StrG-LSA wird für die im Straßenverzeichnis II genannten öffentlichen Straßen 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auf die Eigentümer der durch diese öf-

fentlichen Straßen erschlossenen, bebauten und unbebauten Grundstücke teilweise 
übertragen.

(2)	 Es erfolgt die Übertragung der Reinigungspflicht gemäß § 2 Abs. a bis d.
(3)	 �Soweit die Gemeinde nach Abs. 2 verpflichtet bleibt, übt sie die Reinigungspflicht 

als öffentlich-rechtliche Aufgabe aus.
§ 5

teilweise Übertragung der Reinigungspflicht - Straßenverzeichnis III
(1)	 �Die Verpflichtung zur Reinigung der öffentlichen Straßen nach § 47 Abs. 1 bis 2 

StrG-LSA wird für die im Straßenverzeichnis III genannten öffentlichen Straßen 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auf die Eigentümer der durch diese 
öffentlichen Straßen erschlossenen, bebauten und unbebauten Grundstücke teilwei-
se übertragen.

(2)	 Es erfolgt die Übertragung der Reinigungspflicht gemäß § 2 Abs. a bis e.
(3)	 �Soweit die Gemeinde nach Abs. 2 verpflichtet bleibt, übt sie die Reinigungspflicht 

als öffentlich-rechtliche Aufgabe aus.
§ 6

Wahrnehmung der Reinigungspflicht durch die Gemeinde -  
Straßenverzeichnis IV

(1)	 �Die Verpflichtung zur Reinigung der öffentlichen Straßen nach § 47 Abs. 1 bis 3 
StrG-LSA wird für die im Straßenverzeichnis IV genannten öffentlichen Straßen 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen nicht auf die Eigentümer der durch 
diese öffentlichen Straßen erschlossenen, bebauten und unbebauten Grundstücke 
übertragen. Die Reinigungspflicht gemäß § 2 wird durch die Gemeinde selbst oder 
durch von ihr beauftragte Dritte durchgeführt. Gegenüber den Grundstückseigentü-
mern sind für die Leistungen gemäß § 2 Abs. a bis g Gebühren nach Maßgabe der 
Satzung zur Erhebung von Straßenreinigungsgebühren zu erheben.

(2)	 �Bei der Gemeinde verbleibt die Verpflichtung zur Reinigung der Einflussöffnungen 
der Straßenkanäle.

(3)	 �Soweit die Gemeinde nach Abs. 1 und 2 verpflichtet bleibt, übt sie die Reinigungs-
pflicht als öffentlich-rechtliche Aufgabe aus.

§ 7
Straßenverzeichnisse

Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. Neu hinzukommende Straßen, 
Wege und Plätze werden, nachdem sie förmlich gewidmet worden sind, durch Gemein-
deratsbeschluss straßenreinigungspflichtig und den jeweiligen Straßenverzeichnis zu-
geordnet.

§ 8
Straßenreinigungspflichtiger

(1)	 Verpflichtete im Sinne dieser Satzung sind die Grundstückseigentümer.
(2)	� Den Grundstückseigentümern gleichgestellt sind die Nießbraucher nach §§ 1030 

ff. BGB, Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungsberechtigten nach § 
1093 BGB.

(3)	 �Verpflichtet sind auch Grund- und Hausverwalter sowie Insolvenzverwalter von an 
öffentlichen Verkehrsflächen gelegenen Grundstücken.

(4)	� Sind bei bebauten Grundstücken Grundstückseigentümer und Gebäudeeigentümer 
nicht identisch, so treffen die Verpflichtungen aus dieser Satzung zunächst den Ge-
bäudeeigentümer. Der Grundstückseigentümer ist nur soweit leistungspflichtig, als 
der Gebäudeeigentümer nicht in Anspruch genommen werden kann.

(5)	 �Mehrere Reinigungspflichtige haften gesamtschuldnerisch. In der Folge werden 
alle Reinigungspflichtigen kurz Eigentümer genannt.

(6)	� Liegen mehrere Grundstücke hintereinander zur erschließenden Straße, so bilden 
das an die Straße angrenzende Grundstück und die dahinter liegenden Grundstücke 
(Hinterliegergrundstücke) eine Straßenreinigungseinheit. Hinterliegergrundstücke 
sind jedoch nur solche Grundstücke, die nicht selbst an die öffentliche Straße oder 
einen öffentlichen Weg angrenzen.

§ 9
Umfang der Reinigungspflicht

Die Reinigungspflicht umfasst:
a) die allgemeine Straßenreinigung (§§ 10 und 11) und
b) den Winterdienst ( §§ 12 und 13 ).

§ 10
Umfang der allgemeinen Straßenreinigung

(1)	� Die ausgebauten Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile) sind regelmäßig und so 
zu reinigen, dass eine Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung insbeson-
dere eine Gesundheitsgefährdung, infolge Verunreinigung der Straße aus ihrer Be-
nutzung oder durch Witterungseinflüsse vermieden oder beseitigt wird (z.B. durch 
Beseitigung von gesundheitsgefährdenden oder belästigenden Unrat, Unkraut oder 
Gras) und die Aufrechterhaltung eines sicheren Verkehrs gewährleistet wird (z.B. 
Beseitigung von Ästen, Scherben, Verpackungen).

	� Ausgebaut im Sinne dieser Satzung sind Straßen, Wege, Plätze, Gehwege, Radwe-
ge und gemeinsame Geh- und Radwege, wenn sie mit einer festen Decke (Asphalt, 
Beton, Pflaster, Platten, Teer oder einem in ihrer Wirkung ähnlichen Material) ver-
sehen sind.

(2)	� Bei nicht ausgebauten Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile) oder Straßen mit 
wassergebundener Decke umfasst die Reinigung nur das Beseitigen von Fremdkör-
pern, groben Verunreinigungen, Laub, Schlamm oder ähnlichem.

(3)	� Bei der Reinigung sind solche Geräte zu verwenden, die die Straße nicht beschädi-
gen.

(4)	� Der Straßenkehricht ist sofort zu beseitigen. Er darf weder Nachbarn, noch Stra-
ßeneinläufe, sonstigen Entwässerungsanlagen, offenen Abwässergräben, öffentlich 
unterhaltenen Anlagen (z.B. Gruben, Gewässer usw.) zugeführt werden. 

	 �Die Reinigungspflicht nach § 3 erstreckt sich bis zur Straßenmitte, einschließlich 
Gossen und Parkspuren, Grün-, Trenn-, Seiten- und Sicherheitsstreifen, bei Eck-
grundstücken bis zum Kreuzungspunkt der Mittellinien der Fahrbahnen.

(5)	� Übermäßige Staubentwicklung ist zu vermeiden, indem zuvor die zu reinigenden 
Verkehrsflächen mit Wasser besprengt werden.

(6)	 Der anfallende Kehricht ist in der eigenen Restmülltonne zu entsorgen.
(7)	 �Die Straßenreinigung umfasst auch das Freihalten von Rinnsteinen, Einflussöff-

nungen der Straßenkanäle, Hydranten und Löschwasserentnahmestellen.
(8)	� Die unmittelbar an die Privatgrundstücke anschließenden nicht versiegelten, un-

bepflanzten und gemeindeeigenen Flächen (Streifen) zwischen Grundstücken und 
dem Gehweg, Radweg, gemeinsamer Geh- und Radweg oder der Fahrbahn können 
auf Antrag des Anliegers gemäß § 8 von diesem auf seine Kosten bepflanzt werden 
und sind dann von ihm zu reinigen und zu pflegen. Der Antrag dazu ist bei der Ge-
meinde Hohe Börde mit einer Pflanzliste zur Genehmigung einzureichen.

(9)	 �Grünstreifen zwischen Grundstück und Gehweg werden durch die Verpflichteten 
gem. § 8 gereinigt und durch die Gemeinde gepflegt. Grünstreifen zwischen Geh-
weg, Radweg oder gemeinsamen Geh- und Radweg und der Straße werden durch 
die Gemeinde gereinigt und gepflegt, soweit sie Straßenbaulastträger ist. Das Rei-
nigen der Grünstreifen umfasst das Beseitigen von Fremdkörpern (z.B. Weggewor-
fenes, Laub, Unrat). Das Pflegen der Grünfläche umfasst grünpflegerische und gärt-
nerische Maßnahmen (z.B. Bepflanzen, Düngen, Beschneiden, Wässern, Mähen).

(10)	�Die Säuberung nicht öffentlicher Straßen, Wege und Plätze obliegt den Eigentü-
mern.

§ 11
Reinigungszeiten

(1)	� Soweit nicht besondere Umstände (plötzlich oder den normalen Rahmen überstei-
gende Verschmutzung) ein sofortiges Räumen notwendig machen, sind die Straßen 
durch die nach § 8 Verpflichteten, vor jedem Sonntag und vor jedem gesetzlichen 
Feiertag zu reinigen.

(2)	� Darüber hinaus kann die Gemeinde bestimmen, dass in besonderen Fällen (Ver-
anstaltungen, Volks- und Heimatfest, Umzüge und ähnliches) einzelne Straßen 
zusätzlich gereinigt werden müssen. Derartige Verpflichtungen sind öffentlich be-
kannt zu machen.

(3)	 �Die Reinigungspflicht des Verursachers nach § 17 Abs. 1 des StrG - LSA bleibt 
unberührt.

§ 12
Winterdienst

(1)	� Die Gemeinde Hohe Börde führt den Winterdienst bei Bedarf auf allen Straßen ge-
mäß Straßenverzeichnis I, II, III und IV im Rahmen ihrer technischen Möglichkeit 
und Leistungsfähigkeit durch. Voraussetzung ist, dass sich die Straßen in Bauträ-
gerschaft der Gemeinde Hohe Börde befinden.

(2)	� Der Winterdienst auf den Ortsdurchfahrten der Bundes-, Landes- und Kreisstraßen 
erfolgt durch den zuständigen Baulastträger.

(3)	� Unter normalen winterlichen Bedingungen wird der Winterdienst auf Gemein-
destraßen ab 20:00 Uhr eingestellt und morgens ab 04:00 Uhr bei Bedarf fortge-
führt.

(4)	 �Neben der allgemeinen Straßenreinigungspflicht haben die Verpflichteten gem. § 8 
bei Schneefall die Gehwege und Zugänge zu Überwegen vor ihren Grundstücken in 
einer Breite von 1 m, bei Gehwegen mit einer geringeren Breite ganz, vom Schnee 
zu räumen. Sind Straßen, Wege und Plätze nicht in Fahrbahn und Gehwege auf-
geteilt, besteht die Streu- und Räumpflicht für Gehwege an jeder Seite auf einem 
Randstreifen von 1 m Breite entlang der Grundstücksgrenze. 

(5)	� Die Hydranten auf Gehwegen sind schnee- und eisfrei zu halten. Bei eintretendem 
Tauwetter, ist der Abfluss des Schmelzwassers zu gewährleisten.

(6)	� Bei Straßen mit einseitigem Gehweg sind die Eigentümer oder Besitzer der auf 
der Gehwegseite befindlichen Grundstücke zum Winterdienst auf diesem Gehweg 
verpflichtet.

(7)	� Die von den Gehwegen geräumten Schnee- und Eismassen dürfen nicht so gelagert 
werden, dass dadurch der Verkehr auf der Fahrbahn und auf dem Gehweg gefährdet 
wird.

(8)	 �Soweit den Verpflichteten die Ablagerung des zu beseitigenden Schnees und der 
Eisstücke auf Flächen außerhalb des Verkehrsraumes nicht zugemutet werden kann, 
darf der Schnee auf Verkehrsflächen nur so abgelagert werden, dass der Verkehr 
und vor allem auch die Räumfahrzeuge möglichst wenig beeinträchtigt werden.

(9)	 �Die in den vorstehenden Absätzen festgelegten Verpflichtungen gelten für die Zeit 
von 7.00 bis 20.00 Uhr, an Sonn- und Feiertagen von 09:00 bis 19:00 Uhr. Sie sind 
nach Schneefall jeweils unverzüglich durchzuführen.

§ 13
Beseitigung von Schnee- und Eisglätte

(1)	 �Bei Schnee- und Eisglätte haben die Verpflichteten die Gehwege, die Zugänge zu 
Überwegen, die Überwege zur Fahrbahn und zum Grundstückseingang derart und 
so rechtzeitig zu bestreuen, dass Gefahren nach allgemeiner Erfahrung nicht entste-
hen können. § 12 Abs.3 gilt analog.

(2)	� Bei Eisglätte sind Bürgersteige grundsätzlich in voller Breite und Tiefe, Zugänge 
zur Fahrbahn und zu Überwegen in einer Breite von 1,5 m abzustumpfen. 

(3)	� Bei Schneeglätte braucht nur die nach § 12 zu räumende Fläche abgestumpft wer-
den.

(4)	� Für das Streuen dürfen nur abzustumpfende Streustoffe, wie Sand, Splitt und ähn-
lich abstumpfendes Material jedoch keine Asche und keine Sägespäne verwendet 
werden. Unzulässig ist auch der Einsatz von groben Stoffen (z.B. Schotter), Salz- 
und Sandgemische oder chemische Auftaustoffe. Zur Beseitigung von Schnee- und 
Eisglätte dürfen Auftausalze verwendet werden an Fußgängerüberwegen, Treppen, 
Brücken, Auf- oder Abgängen und starken Gefälle- oder Steigungsstrecken, wenn 
mit anderen Mitteln und unzumutbaren Aufwand die Glätte nicht beseitigt werden 
kann. Das Streugut ist nach der Eis- und Schneeschmelze unverzüglich zu entfer-
nen.

(5)	� Beim Abstumpfen und Beseitigen von Eisglätte dürfen nur solche Hilfsmittel ver-
wendet werden, die die Straßen nicht beschädigen.

(6)	� Auftauendes Eis auf den in den Abs. 2 und 3 bezeichneten Flächen ist aufzuhacken 
und entsprechend der Vorschrift des § 12 Abs. 7 zu beseitigen. Darüber hinaus sind 
alle Versorgungseinrichtungen, die vor den jeweiligen Grundstücken liegen, ins-
besondere die Gullys, Hydranten, Absperrschieber von Versorgungsleitungen und 
Feuermeldern, von Schnee und Eis freizuhalten.

(7)	� Es ist gestattet, den abgeräumten Schnee unter Beachtung der im § 12 Abs. 8 ge-
nannten Grundsätze an den Gehwegkanten zu lagern, soweit der Verkehr dadurch 
nicht gefährdet wird. Die innerhalb des Grundstücks anfallenden Schnee- und Eis-
massen dürfen nicht auf den Straßen, Geh- und Radwegen abgelagert werden.

(8)	� Sind Schnee und Eis mit Streurückständen oder mit Streugut vermischt, dürfen die-
se Rückstände im Interesse der Erhaltung der Anlagen nicht auf Vegetationsflächen 
geschüttet werden. Gleichfalls darf geräumter Schnee nicht auf die Fahrbahn ge-
worfen bzw. dort gelagert werden.

(9)	� Auf öffentlichen Straßen, Fahrbahnen und Plätzen im Sinne des § 2 ist die Gemein-
de für das ordnungsgemäße Räumen und Streuen verantwortlich.

(10)	�Bei Notständen wie außerordentlich starkem Schneefall, starker Eisbildung oder 
bei besonderen Gefahren für den Berufs- und Versorgungsverkehr, die durch die 
Gemeindeverwaltung oder die Polizei bekannt gegeben werden, haben die Ver-
pflichteten im Sinne des § 8 auch die Fahrbahn bis zur Straßenmitte von Schnee 
und Eis zu befreien und abzustumpfen oder die Gemeindeverwaltung, unter Be-
nutzung eigener Räum- und Streugeräte, ggf. auch Streumaterial, bei der Abwehr 
von Gefahren und Störungen zu unterstützen. Notstand im Sinne dieser Satzung ist 
ein Zustand der gegenwärtigen Gefahr. Es ist eine gefährliche Situation, bei der es 
nötig ist, schnell zu handeln, um sie zu beseitigen.

(11)	�Die Gemeindeverwaltung stellt auf ausgewählte öffentliche Flächen mit Streugut 
gefüllte Behälter bereit.

(12)	Der § 12 Abs.6 gilt entsprechend.

§ 14
Wahrnehmung der Verpflichtung gemäß § 12 und 13 durch die Gemeinde

Die Verpflichtung zum Winterdienst und Beseitigung von Schnee- und Eisglätte gemäß 
§ 12 und 13 wird für die im Straßenverzeichnis IV genannten öffentlichen Straßen nicht 
auf die Eigentümer der durch diese öffentlichen Straßen erschlossenen, bebauten und 
unbebauten Grundstücke übertragen. Die Verpflichtung zum Winterdienst und zur Be-
seitigung von Schnee- und Eisglätte wird durch die Gemeinde selbst oder durch von ihr 
beauftragte Dritte durchgeführt. Gegenüber den Grundstückseigentümern sind für diese 
Leistungen Gebühren nach Maßgabe der Satzung zur Erhebung von Straßenreinigungs-
gebühren zu erheben.

§ 15
Ordnungswidrigkeiten

(1)	� Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 6 Kommunalverfassungsgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalts handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen:

	 a)	 �§§ 2, 3, 4, 5, 10 und 11 der Reinigungspflicht der Straßen nicht oder nicht voll-
ständig nachkommt.

	 b)	� § 11 die Reinigungszeiten nicht beachtet
	 c)	� den §§ 12 und 13 der Beseitigung von Schnee, Schnee- und Eisglätte nicht, 

nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt.
(2)	� Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet 

werden.

§ 16
Inkrafttreten

Die Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst in der Gemeinde Hohe 
Börde wird im Amtsblatt der Gemeinde Hohe Börde „General-Anzeiger“ in der Ausgabe 
Haldensleben/Wolmirstedt öffentlich bekanntgemacht. Die Bekanntmachung ist mit Ab-
lauf des Erscheinungstages vollendet, an der das Amtsblatt im „General-Anzeiger“ den 
bekannt zu machenden Text enthält.

Mit dem gleichen Tage tritt die bisher geltende Straßenreinigungssatzung der Hohe Börde 
außer Kraft.

Anlage: Straßenverzeichnisse der an die öffentliche Straßenreinigung angeschlossenen 
Straßen, Straßenabschnitte und Plätze

Hohe Börde, den 26.03.2019

Trittel
Bürgermeisterin			 
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